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ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres ersucht den federführenden 

Ausschuss für konstitutionelle Fragen, folgende Änderungsanträge zu berücksichtigen: 

 

Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 4 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(4) Zu diesem Zweck sollte ein 

Überprüfungsverfahren eingeführt werden, 

das die Behörde unter bestimmten 

Voraussetzungen dazu verpflichtet, den 

Ausschuss unabhängiger Persönlichkeiten 

aufzufordern, zu der Frage Stellung zu 

nehmen, ob eine europäische politische 

Partei oder eine europäische politische 

Stiftung bewusst auf das Ergebnis der 

Wahl zum Europäischen Parlament 

Einfluss genommen oder Einfluss zu 

nehmen versucht hat, indem sie einen 

Verstoß gegen die geltenden Vorschriften 

zum Schutz personenbezogener Daten 

ausnutzte. Ist dies nach Auffassung des 

Ausschusses der Fall, sollte die Behörde 

wirksame, verhältnismäßige und 

abschreckende Sanktionen gemäß dem mit 

der Verordnung (EU, Euratom) 

Nr. 1141/2014 eingeführten System 

verhängen. 

(4) Zu diesem Zweck sollte ein 

Überprüfungsverfahren eingeführt werden, 

das die Behörde nach einer endgültigen 

Entscheidung der nationalen 

Aufsichtsbehörde oder des Europäischen 

Datenschutzbeauftragten dazu 

verpflichtet, den Ausschuss unabhängiger 

Persönlichkeiten aufzufordern, zu der 

Frage Stellung zu nehmen, ob eine 

europäische politische Partei oder eine 

europäische politische Stiftung bewusst auf 

das Ergebnis der Wahl zum Europäischen 

Parlament Einfluss genommen oder 

Einfluss zu nehmen versucht hat, indem sie 

einen Verstoß gegen die geltenden 

Vorschriften zum Schutz 

personenbezogener Daten ausnutzte. Ist 

dies nach Auffassung des Ausschusses der 

Fall, sollte die Behörde wirksame, 

verhältnismäßige und abschreckende 

Sanktionen gemäß dem mit der 

Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1141/2014 

eingeführten System verhängen. Mit diesen 

Sanktionen sollte das Ziel verfolgt 

werden, freie und faire Wahlen zum 

Europäischen Parlament zu 

gewährleisten, während die 

Datenschutzbehörden mithilfe möglicher 

Sanktionen das Ziel verfolgen sollten, 

natürliche Personen in Bezug auf die 

Verarbeitung personenbezogener Daten 

zu schützen.  
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Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 5 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (5a) Verhängt die Behörde nach dem 

Überprüfungsverfahren eine Sanktion 

gegen die europäische politische Partei 

oder Stiftung, trägt sie dem Grundsatz ne 

bis in idem gebührend Rechnung, um zu 

vermeiden, dass für den gleichen Verstoß 

zweimal Sanktionen verhängt werden, 

und zwar auf einzelstaatlicher Ebene 

nach der Entscheidung der 

Aufsichtsbehörde und auf europäischer 

Ebene im Anschluss an das 

Überprüfungsverfahren. 

Begründung 

Verhängt die Behörde gemäß dem Überprüfungsverfahren eine Sanktion gegen die 

europäische politische Partei/Stiftung, könnte die Sanktion als Doppelbestrafung betrachtet 

werden (Entscheidung der Aufsichtsbehörde und von der Behörde verhängte Sanktion). Dies 

stünde im Widerspruch zu Artikel 50 der Charta und Artikel 4 des Protokolls Nr. 7 der 

Europäischen Menschenrechtskonvention. 

 

Änderungsantrag 3 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 3 

Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1141/2014 

Artikel 10 a – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Erhält die Behörde Kenntnis von einer 

Entscheidung einer Aufsichtsbehörde im 

Sinne von Artikel 4 Nummer 21 der 

Verordnung (EU) 2016/679 des 

Europäischen Parlaments und des Rates17, 

mit der festgestellt wird, dass eine 

natürliche oder juristische Person gegen 

geltende Vorschriften zum Schutz 

personenbezogener Daten verstoßen hat, 

und folgt aus dieser Entscheidung oder ist 

Erhält die Behörde Kenntnis von einer 

endgültigen Entscheidung einer 

Aufsichtsbehörde im Sinne von Artikel 4 

Nummer 21 der 

Verordnung (EU) 2016/679 des 

Europäischen Parlaments und des Rates, 

die gemäß Artikel 58 Absatz 2 der 

Verordnung (EU) 2016/679 getroffen 

wurde, oder von einer endgültigen 

Entscheidung des mit Artikel 52 der 
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aus anderen Gründen davon auszugehen, 

dass der Verstoß mit politischen 

Tätigkeiten einer europäischen politischen 

Partei oder europäischen politischen 

Stiftung im Rahmen einer Wahl zum 

Europäischen Parlament zusammenhängt, 

befasst die Behörde den gemäß Artikel 11 

eingerichteten Ausschuss unabhängiger 

Persönlichkeiten mit dieser Angelegenheit. 

Der Ausschuss nimmt zu der Frage 

Stellung, ob die betreffende europäische 

politische Partei oder europäische 

politische Stiftung bewusst auf das 

Ergebnis der Wahl zum Europäischen 

Parlament Einfluss genommen oder 

Einfluss zu nehmen versucht hat, indem sie 

diesen Verstoß ausnutzte. Die Behörde 

erbittet die Stellungnahme unverzüglich 

und spätestens 1 Monat nach der 

Entscheidung der Aufsichtsbehörde. Der 

Ausschuss gibt seine Stellungnahme 

innerhalb einer von der Behörde 

festgelegten kurzen und angemessenen 

Frist ab. 

Verordnung (EU) 2018/172517a des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

eingesetzten Europäischen 

Datenschutzbeauftragten, die gemäß 

Artikel 58 Absatz 2 der 

Verordnung 2018/1725 getroffenen 

wurde, mit der festgestellt wird, dass eine 

natürliche oder juristische Person gegen 

geltende Vorschriften zum Schutz 

personenbezogener Daten verstoßen hat, 

und folgt aus dieser endgültigen 

Entscheidung oder gibt es sachliche 

Gründe dafür, dass der Verstoß – im 

Rahmen einer Wahl zum Europäischen 

Parlament – mit politischen Tätigkeiten 

einer europäischen politischen Partei oder 

europäischen politischen Stiftung 

zusammenhängt oder im Namen, im 

Auftrag oder mit Unterstützung einer 

europäischen politischen Partei oder 

einer europäischen politischen Stiftung 

begangen wurde, befasst die Behörde den 

gemäß Artikel 11 eingerichteten Ausschuss 

unabhängiger Persönlichkeiten mit dieser 

Angelegenheit. Der Ausschuss nimmt zu 

der Frage Stellung, ob die betreffende 

europäische politische Partei oder 

europäische politische Stiftung, indem sie 

diesen Verstoß ausnutzte, bewusst auf das 

Ergebnis der Wahl zum Europäischen 

Parlament Einfluss genommen oder 

Einfluss zu nehmen versucht hat, indem sie 

gegen die geltenden Vorschriften zum 

Schutz personenbezogener Daten 

verstoßen hat oder einer Stelle, die gegen 

die geltenden Vorschriften verstoßen hat, 

dazu die Genehmigung erteilt, sie dazu 

angewiesen oder dabei unterstützt hat. 

Die Behörde erbittet die Stellungnahme 

unverzüglich und spätestens 1 Monat nach 

der Entscheidung der Aufsichtsbehörde. 

Der Ausschuss gibt seine Stellungnahme 

innerhalb einer von der Behörde 

festgelegten kurzen und angemessenen 

Frist ab. 

__________________ __________________ 

17 Verordnung (EU) 2016/679 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

17 Verordnung (EU) 2016/679 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 
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vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher 

Personen bei der Verarbeitung 

personenbezogener Daten, zum freien 

Datenverkehr und zur Aufhebung der 

Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-

Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 

4.5.2016, S. 1). 

vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher 

Personen bei der Verarbeitung 

personenbezogener Daten, zum freien 

Datenverkehr und zur Aufhebung der 

Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-

Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 

4.5.2016, S. 1). 

 17a Verordnung (EU) 2018/1725 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 23. Oktober 2018 zum Schutz 

natürlicher Personen bei der 

Verarbeitung personenbezogener Daten 

durch die Organe, Einrichtungen und 

sonstigen Stellen der Union, zum freien 

Datenverkehr und zur Aufhebung der 

Verordnung (EG) Nr. 45/2001 und des 

Beschlusses Nr. 1247/2002/EG (ABl. 

L 295 vom 21.11.2018, S. 39). 

Begründung 

Wenn nur endgültige Entscheidungen die Überprüfungsverfahren auslösen können, sind die 

Grundsätze der Rechtssicherheit und der Achtung des Rechts auf ein faires und 

ordnungsgemäßes Verfahren besser gewährleistet; durch die Einbeziehung der 

Verordnung[2018/xxxx (45/2001)] können auch Entscheidungen des EDSB über Verstöße 

gegen die Datenschutzvorschriften durch EU-Institutionen (einschließlich Verstößen durch 

Mitglieder des Europäischen Parlaments und das Personal) das Verfahren auslösen; nur 

Entscheidungen, die von Datenschutzbehörden oder dem EDSB aufgrund ihrer 

Abhilfebefugnisse getroffen werden, können zu diesem Verfahren führen, nicht aber 

Ermittlungs- oder Beratungsentscheidungen. 

 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 4 

Verordnung (EU, Euratorm) Nr. 1141/2014 

Artikel 11 – Absatz 3 – Unterabsatz 1 – Satz 2 

 
Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Nach einer entsprechenden Aufforderung 

durch die Behörde nimmt der Ausschuss 

unabhängiger Persönlichkeiten zu der 

Frage Stellung, ob eine europäische 

politische Partei oder eine europäische 

politische Stiftung bewusst auf das 

Ergebnis der Wahl zum Europäischen 

Nach einer entsprechenden Aufforderung 

durch die Behörde nimmt der Ausschuss 

unabhängiger Persönlichkeiten zu der 

Frage Stellung, ob eine europäische 

politische Partei oder eine europäische 

politische Stiftung bewusst auf das 

Ergebnis der Wahl zum Europäischen 



 

AD\1169866DE.docx 7/11 PE630.530v02-00 

 DE 

Parlament Einfluss genommen oder 

Einfluss zu nehmen versucht hat, indem sie 

einen Verstoß gegen die geltenden 

Vorschriften zum Schutz 

personenbezogener Daten ausnutzte. In 

beiden Fällen kann der Ausschuss alle 

maßgeblichen Unterlagen und Belege von 

der Behörde, dem Europäischen Parlament, 

der betreffenden europäischen politischen 

Partei oder europäischen politischen 

Stiftung, anderen politischen Parteien, 

politischen Stiftungen oder anderen 

Interessenträgern anfordern und verlangen, 

deren Vertreter anzuhören. Bei 

Stellungnahmen zu der Frage, ob eine 

europäische politische Partei oder eine 

europäische politische Stiftung bewusst auf 

das Ergebnis der Wahl zum Europäischen 

Parlament Einfluss genommen oder 

Einfluss zu nehmen versucht hat, indem sie 

einen Verstoß gegen die geltenden 

Vorschriften zum Schutz 

personenbezogener Daten ausnutzte, 

arbeiten die in Artikel 10a genannten 

Aufsichtsbehörden gemäß den geltenden 

Rechtsvorschriften mit dem Ausschuss 

zusammen. 

Parlament Einfluss genommen oder 

Einfluss zu nehmen versucht hat, indem sie 

einen Verstoß gegen die geltenden 

Vorschriften zum Schutz 

personenbezogener Daten ausnutzte, oder 

indem sie einer Stelle, die gegen die 

geltenden Vorschriften verstoßen hat, 

dazu die Genehmigung erteilt, sie dazu 

angewiesen oder dabei unterstützt hat. In 

beiden Fällen kann der Ausschuss alle 

maßgeblichen Unterlagen und Belege von 

der Behörde, dem Europäischen Parlament, 

der betreffenden europäischen politischen 

Partei oder europäischen politischen 

Stiftung, anderen politischen Parteien, 

politischen Stiftungen oder anderen 

Interessenträgern anfordern und verlangen, 

deren Vertreter anzuhören. Bei 

Stellungnahmen zu der Frage, ob eine 

europäische politische Partei oder eine 

europäische politische Stiftung auf das 

Ergebnis der Wahl zum Europäischen 

Parlament Einfluss genommen oder 

Einfluss zu nehmen versucht hat, indem sie 

gegen die geltenden Vorschriften zum 

Schutz personenbezogener Daten 

verstoßen oder einer Stelle, die gegen die 

geltenden Vorschriften verstoßen hat, 

dazu die Genehmigung erteilt, sie dazu 

angewiesen oder dabei unterstützt hat, 

arbeiten die in Artikel 10a genannten 

Aufsichtsbehörden gemäß den geltenden 

Rechtsvorschriften und im Einklang mit 

ihrer Verschwiegenheitspflicht gemäß 

Artikel 54 Absatz 2 der 

Verordnung (EU) 2016/679 und 

Artikel 56 der Verordnung (EU) 

2018/1725 mit dem Ausschuss zusammen. 

Begründung 

Die Datenschutz-Grundverordnung und die neue Verordnung (EU) 2018/1725 sehen vor, 

dass die Mitglieder und Bediensteten der Aufsichtsbehörden der Verschwiegenheitspflicht 

unterliegen. Wenn sie vertrauliche Informationen mit diesem Ausschuss unabhängiger 

Persönlichkeiten austauschen, sollte bei dieser Zusammenarbeit die Pflicht zur 

Verschwiegenheit beachtet werden. 
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Änderungsantrag 5 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 6 – Buchstabe a 

Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1141/2014 

Artikel 27 – Absatz 2 – Buchstabe a – Ziffer vii 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

vii) wenn der Ausschuss unabhängiger 

Persönlichkeiten gemäß Artikel 10a in 

seiner Stellungnahme zu dem Schluss 

gelangt, dass eine europäische politische 

Partei oder eine europäische politische 

Stiftung bewusst auf das Ergebnis der 

Wahl zum Europäischen Parlament 

Einfluss genommen oder Einfluss zu 

nehmen versucht hat, indem sie einen 

Verstoß gegen die geltenden Vorschriften 

zum Schutz personenbezogener Daten 

ausnutzte. 

vii) wenn der Ausschuss unabhängiger 

Persönlichkeiten gemäß Artikel 10a in 

seiner Stellungnahme zu dem Schluss 

gelangt, dass eine europäische politische 

Partei oder eine europäische politische 

Stiftung bewusst auf das Ergebnis der 

Wahl zum Europäischen Parlament 

Einfluss genommen oder Einfluss zu 

nehmen versucht hat, indem sie einen 

Verstoß gegen die geltenden Vorschriften 

zum Schutz personenbezogener Daten 

ausnutzte. In diesem Fall ist dem 

Grundsatz ne bis in idem gebührend 

Rechnung zu tragen; 

Begründung 

Verhängt die Behörde gemäß dem Überprüfungsverfahren eine Sanktion gegen die 

europäische politische Partei/Stiftung, könnte die Sanktion als Doppelbestrafung betrachtet 

werden (Entscheidung der Aufsichtsbehörde und von der Behörde verhängte Sanktion). Dies 

stünde im Widerspruch zu Artikel 50 der Charta und Artikel 4 des Protokolls Nr. 7 der 

Europäischen Menschenrechtskonvention. 

 

Änderungsantrag 6 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 6 a (neu) 

Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1141/2014 

Artikel 27 a – Absatz 1 – Buchstabe b a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 6a. In Artikel 27a wird folgende 

Nummer angefügt: 

 ba) in Fällen im Sinne des Artikels 27 

Buchstabe a Ziffer vii, wenn die 

natürliche Person für die betreffenden 

Umstände und das betreffende Verhalten 
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nach dem in Artikel 10a festgelegten 

Verfahren mitverantwortlich ist. 

Begründung 

Aus Gründen der Kohärenz ist dieser Punkt in Artikel 27a (Verantwortung natürlicher 

Personen) aufzunehmen. 
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